
RDVF 43/23-11

Bescheid

Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) hat am 11.12.2023 über Antrag der 
GmbH, n, gegen die Marktgemeinde  

, vertreten durch EHRENHÖFER & HÄUSLER RECHTSANWÄLTE GmbH, Neunkirchner 
Straße 17, 2700 Wiener Neustadt, wegen Feststellung des Bestehens eines Leitungsrechts und 
Regelung des leitungsrechtlichen Nutzungsverhältnisses nach § 54 TKG 2021 beschlossen:

I. Feststellung des Bestehens eines Leitungsrechts

Gemäß §§ 51, 54, 78, 194 Abs 1 Telekommunikationsgesetz 2021, BGBl I 190/2021 idgF (im 
Folgenden „TKG 2021”) wird festgestellt, dass für die  GmbH (in der Folge: 
Antragstellerin) ein unentgeltliches Leitungsrecht an den zum öffentlichen Gut der Marktgemeinde 

(in der Folge: Antragsgegnerin) zählenden Grundstücken KG g, EZ  
Nr und , Bezirksgericht Baden (in der Folge werden lediglich die Grundstücksnummern 
angeführt), sowie ihrer ebenfalls zum öffentlichen Gut zählenden, über den kanal  
verlaufenden Holzbrücke, welche weiter unten durch Abbildung 1 dargestellt ist, zum Zwecke der 
Errichtung, Erhaltung und, sofern dies ohne dauerhaften physischen Eingriff erfolgt, des Betriebes, 
der Erweiterung und Erneuerung einer etwa 600 m langen Kommunikationslinie besteht. Der 
ungefähre Verlauf dieser (zu errichtenden) Kommunikationslinie ist weiter unten in Abbildung 2 
skizziert.

II. Vertragsersetzende Regelung

Gemäß §§ 51, 54, 78, 194 Abs 1 TKG 2021” wird zudem folgende vertragsersetzende Regelung 
angeordnet: 

Nähere Ausgestaltung des leitungsrechtlichen Nutzungsverhältnisses

1 Technische Maße (Dimensionierung)
Die in Spruchpunkt I angeführte Kommunikationslinie besteht

§ auf den oben genannten Grundstücken aus einem erdverlegten vieradrigen Stromkabel samt 
Isolierschicht mit einem Außendurchmesser von 50 mm sowie aus einem LWL-Leerrohr mit 
einem Außendurchmesser von 50 mm für das spätere Einblasen oder Einziehen von 
Lichtwellenleitern und ist in einer 0,8 m tiefen sowie 0,3 bis 0,6 m breiten Künette zu verlegen,
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wobei in einem Abstand von ungefähr 25-30 cm über den genannten Leitungsinfrastrukturen 
Warnbänder anzubringen sind, und

§ an der Unterseite der oben genannten Brücke (im Bereich der links- oder rechtsseitigen 
Holzausladungen) nach Wahl der Antragstellerin entweder

̶ aus einer 10 cm hohen und 20 cm breiten Kabeltasse samt darin eingebrachtem 
Stromkabel (wie oben spezifiziert) sowie LWL-Leerrohr (wie oben spezifiziert) respektive 
LWL-Verkabelung oder

̶ aus einem Rohr mit einem Außendurchmesser von 100 oder 150 mm samt darin 
eingebrachtem Stromkabel (wie weiter oben spezifiziert) sowie LWL-Rohr respektive LWL- 
Verkabelung.

Nachstehend sind (1.) besagte Holzbrücke sowie (2.) die Skizzierung der Leitungsführung 
(strichlierte rote Linie auf den eingezeichneten Verkehrswegen) abgebildet.
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Abb 1: Holzbrücke ( skanal )
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Abb 2: Skizzierung der Leitungsführung
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Die Antragstellerin hat der Antragsgegnerin nach Errichtung der Kommunikationslinie eine 
lagegenaue Plandarstellung in Papierform oder auf deren Wunsch in elektronischer Form (als PDF; 
gegebenenfalls auch nach Absprache der Parteien in einem anderen bei der Antragsgegnerin 
vorhandenen elektronischen Format) zur Verfügung zu stellen, in der der Verlauf, die Länge und die 
Verlegetiefe respektive die genaue Platzierung der an der Brücke montierten Teile der 
gegenständlichen Leitung ersichtlich sind. Die Antragstellerin nutzt die anordnungsgegenständliche 
Infrastruktur im Rahmen ihrer Allgemeingenehmigung zur Erbringung öffentlicher 
Kommunikationsdienste oder zum Betrieb bzw zur Überlassung eines öffentlichen 
Kommunikationsnetzes.

2 Ausübung des Leitungsrechts

2.1 Allgemeine Bestimmung
Die Antragstellerin hat bei der Ausübung des Leitungsrechts sämtliche einschlägige Normen und 
Vorschriften einzuhalten und mit möglichster Schonung der benützten Grund- und Brückenfläche 
vorzugehen. Die Antragstellerin hat, insbesondere während der Ausführung von Arbeiten, auf ihre 
Kosten für die weitestmögliche Aufrechterhaltung der Straßennutzung zu sorgen und nach 
Beendigung der Arbeiten unter Berücksichtigung einschlägiger Richtlinien ehestmöglich einen 
klaglosen Zustand herzustellen. Auf andere bestehende oder genehmigte Arbeiten ist Rücksicht zu 
nehmen.

2.2 Verständigungspflicht der Antragstellerin
Die Antragstellerin hat die Antragsgegnerin bei geplanten Bauarbeiten (die über die Ersterrichtung 
und die laufende Erhaltung hinausgehen), ausgenommen bei dringend erforderlichen Maßnahmen, 
14 Tage vorher zu verständigen.

2.3 Potenzielle Betriebsbeeinträchtigungen
Die Antragsgegnerin – soweit für sie absehbar – hat die Antragstellerin spätestens sechs Monate 
im Vorhinein über Maßnahmen welcher Art auch immer, die bei laienhafter Beurteilung oder 
Beurteilung durch ihre Dienstnehmer und Besorgungsgehilfen mit bau-/elektrotechnischem 
Wissen geeignet sind, den Betrieb der Kommunikationsanlage zu beeinträchtigen, zu informieren.

3 Sonstige Bewilligungen
Die Antragstellerin hat die für die Erhaltung und den laufenden Betrieb der 
anordnungsgegenständlichen Infrastruktur allenfalls (zusätzlich) notwendigen Bewilligungen 
einzuholen. Die Antragsgegnerin ist nicht zur Überprüfung oder Einforderung etwaiger 
Bewilligungen verpflichtet.

4 Betreten der Grundstücke sowie der Brücke
Den mit der Errichtung, Erhaltung, dem Betrieb, der Erweiterung oder Erneuerung der angeführten 
Infrastrukturen Beauftragten der Antragstellerin ist das Betreten der Grundstücke sowie der 
Brückenanlage im notwendigen Ausmaß gestattet. Die Antragstellerin wird versuchen, den 
Bürgermeister oder einen Gemeindeamtsbediensteten der  vor jedem
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Betreten der Grundstücke sowie der Brückenanlage telefonisch oder, bei Nichterreichbarkeit, via 
E-Mail zu verständigen. 

5 Verfügungen über die Grundstücke sowie die Brücke 

Durch das eingeräumte Leitungsrecht wird die Antragsgegnerin in der freien Verfügung über ihre 
Grundstücke sowie ihre Brückenanlage (Verbauung, Sanierung, Einbauten, andere Maßnahmen 
baulicher oder technischer Natur) nicht behindert. Erfordert eine solche Verfügung die Entfernung 
oder Änderung der verfahrensgegenständlichen Anlage der Antragstellerin oder kann eine solche 
dadurch beschädigt werden, so hat die Antragsgegnerin die Antragstellerin in angemessener Frist 
vor Beginn der Arbeiten hiervon zu verständigen (Anzeige). Die Antragstellerin hat rechtzeitig die 
erforderlichen Vorkehrungen, gegebenenfalls auch die Entfernung oder Verlegung ihrer Anlagen 
auf eigene Kosten durchzuführen. Die Antragstellerin kann der Antragsgegnerin einen 
Alternativvorschlag unterbreiten. Die Beteiligten haben auf eine einvernehmliche kostengünstige 
Lösung hinzuwirken. 

Wurde die Anzeige gemäß dem vorhergehenden Absatz durch Verschulden der Antragsgegnerin 
nicht rechtzeitig erstattet und der Bestand oder Betrieb der Anlage durch die Maßnahmen der 
Antragsgegnerin geschädigt, so ist diese zum Schadenersatz verpflichtet. Die Antragsgegnerin ist 
ferner zum Schadenersatz verpflichtet, wenn sie vorsätzlich durch eine unrichtige Anzeige die 
Entfernung oder Verlegung der Anlage herbeigeführt hat oder wenn die Antragstellerin binnen zwei 
Wochen nach Empfang der Anzeige eine andere Ausführung der beabsichtigten Veränderung, bei 
der die Anlage ohne Beeinträchtigung des angestrebten Zweckes hätte unverändert bleiben 
können, unter Anbot der Übernahme allfälliger Mehrkosten, die der Antragsgegnerin erwachsen 
wären, vorgeschlagen hat und diese darauf ohne triftigen Grund nicht eingegangen ist. 

6 Rechtsübergang 

Die in Spruchpunkt I sowie die mit dieser Anordnung (also Spruchpunkt II) eingeräumten Rechte 
und Pflichten gehen kraft Gesetzes auf den jeweiligen Eigentümer oder Nutzungsberechtigten der 
auf ihrer Basis errichteten Kommunikationslinien, Anlagen, Leitungen, sonstigen Einrichtungen 
über. Die im vorangehenden Satz genannten Rechte und Pflichten sind gegen jeden Besitzer der in 
Anspruch genommenen Grundstücke sowie der in Anspruch genommenen Brückenanlage wirksam. 

7 Abgeltung 

Das gegenständliche Leitungsrecht steht der Antragstellerin unentgeltlich zu. 

8 Schad- und Klagloshaltung / Haftung 

Die Antragstellerin wird die Antragsgegnerin für sämtliche Nachteile, die aus mit dem Leitungsrecht 
zusammenhängenden Ansprüchen Dritter resultieren sollten, schad- und klaglos halten. 

Die Antragstellerin haftet der Antragsgegnerin ohne Rücksicht auf Verschulden für alle Schäden (zB 
Beschädigungen; Flurschäden; Ernteausfall), die ihr durch die Inanspruchnahme und Ausübung des 
angeordneten Leitungsrechts, insbesondere durch die Erhaltung, Erweiterung, Erneuerung, den 
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Betrieb oder die Beseitigung ihrer Kommunikationslinie entstehen, im nachgewiesenen Umfang, 
soweit die Antragsgegnerin den Schaden nicht selbst schuldhaft verursacht hat. Nach Möglichkeit 
(soweit sich objektiv anwendbare Standards/Richtwertempfehlungen öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften oder privatrechtlich organisierter Vereinigungen im Bereich der Normung und 
Wissenschaft finden lassen) wird die Schadensberechnung unter Anwendung einer objektiven 
Schätzgrundlage, wie zB einer Entschädigungsrichtlinie der Landwirtschaftskammer, 
vorgenommen. 

9 Erhaltung der Holzbrücke 

Die Antragsgegnerin ist berechtigt, von der Antragstellerin die Übernahme von erforderlichen und 
nachgewiesenen Mehrkosten (zB Leitungssicherung, erhöhter Arbeitsaufwand) zu verlangen, die 
bei spätestens sechs Wochen im Vorhinein angekündigten, für die Aufrechterhaltung des leichten, 
flüssigen und sicheren Straßen- bzw Güterverkehrs erforderlichen Wartungs- und 
Instandsetzungsarbeiten an der Brücke wegen der gegenständlichen Leitung tatsächlich angefallen 
sind, wobei in der Ankündigung die zu bearbeitenden Teile und Flächen der Brücke zu nennen sind. 

Alternativ kann sich die Antragstellerin innerhalb einer einwöchigen Frist ab Zugang besagter 
Ankündigung via E-Mail oder per Brief bereit erklären, die erforderlichen Wartungs- und 
Instandsetzungsarbeiten binnen einer den Umständen (Ausmessungen des zu reparierenden Teils, 
Kapazitäten regionaler Bauunternehmungen, Umfahrungsmöglichkeiten, Ausweichstrecken) nach 
verhältnismäßigen Frist selbst vorzunehmen oder vornehmen zu lassen und zu finanzieren. 

Beide Parteien haben jedenfalls auf eine kostengünstige Lösung hinzuwirken. 

10 Anordnungsdauer 

Diese Anordnung tritt mit Zustellung an die Parteien in Kraft und gilt, solange die Antragstellerin die 
anordnungsgegenständliche Infrastruktur betreibt. 

11 Schlussbestimmungen 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anordnung unwirksam oder undurchführbar werden, 
berührt dies nicht die Wirksamkeit oder Durchführbarkeit der restlichen Bestimmungen dieser 
Anordnung. Die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung wird einvernehmlich durch eine 
wirksame oder durchführbare Bestimmung ersetzt, die in ihrem technischen und wirtschaftlichen 
Gehalt der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung möglichst nahe kommt. 

Änderungen und/oder Ergänzungen dieser Anordnung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für 
eine gänzliche oder teilweise Abänderung oder Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses. 

Für die Abwicklung dieser leitungsrechtlichen Anordnung elektronisch gespeicherte 
personenbezogene Daten sind nach Ablauf gesetzlicher Verjährungsfristen für vertragliche 
Ansprüche sowie Schadenersatzansprüche wegen Nicht- oder Schlechterfüllung vertraglicher 
Haupt- oder Nebenpflichten einschließlich aller Hilfs- und Nebenansprüche zu löschen. 
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Eine allfällige Vergebührung gemäß den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt durch die 
Antragstellerin auf ihre Kosten.  
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III. Begründung

1 Gang des Verfahrens

Mit Schreiben vom 14.09.2023, am selben Tag bei der Behörde eingelangt (ON 1), beantragte die 
Antragstellerin gegen die Antragsgegnerin die Einräumung eines Leitungsrechts gemäß § 54 TKG 
2021 im öffentlichen Gut der Antragsgegnerin. 

Nach Durchführung der Schlichtungsverhandlung am 11.10.2023 (ON 4) wurden der 
Antragsgegnerin die Antragsunterlagen mit Schreiben vom 16.10.2023 (ON 6) unter Hinweis auf die 
Frist und Rechtsfolge gemäß § 78 Abs 2 TKG 2021 zugestellt. Die Antragsgegnerin erhob mit E-Mail 
vom 17.11.2023 Einwendungen (ON 7).

2 Festgestellter Sachverhalt

Die Antragstellerin ist Bereitstellerin iSd § 4 Z 16 TKG 2021 eines öffentlichen 
Kommunikationsnetzes (ON 1, unstrittig). 

Die in Punkt 1 der Anordnung genannten Grundstücke Nr 402 und 427 sowie die über den 
skanal  verlaufende Holzbrücke stehen im Eigentum der Antragsgegnerin, werden 

von dieser erhalten, beaufsichtigt und kontrolliert und für den öffentlichen Fahrzeug- oder 
Fußgängerverkehr regelmäßig genutzt, wobei die Brücke zum Zwecke des landwirtschaftlichen 
Anrainerverkehrs (Arbeitsfahrzeuge) errichtet wurde (ON 1, ON 4). 

Mit Schreiben vom Juni 2023 fragte die Antragstellerin das Leitungsrecht gegenüber der 
Antragsgegnerin nach; das Nachfrageschreiben, dem eine Planskizze beigelegt war, ging der 
Antragsgegnerin am 18.06.2023 zu (ON 4). Die Antragsgegnerin tat mit E-Mail vom 06.08.2023 ihre 
Ablehnung kund und schlug eine über das öffentliche Gut der Nachbargemeinde verlaufende 
Trassierung vor; davon abgesehen übermittelte sie der Antragstellerin innerhalb der am 18.06.2023 
angefangenen Vierwochenfrist keine Ablehnung des Vorhabens oder Vorschläge zu alternativen 
Netzplanungen (ON 1, unbestritten). 

Die Antragstellerin plant die Herstellung einer etwa 600 m langen Kommunikationslinie, welche

§ auf den Grundstücken Nr 402 und 427 aus einem erdverlegten vieradrigen Stromkabel samt 
Isolierschicht mit einem Außendurchmesser von 50 mm sowie aus einem LWL-Leerrohr mit 
einem Außendurchmesser von 50 mm für das spätere Einblasen oder Einziehen von 
Lichtwellenleitern besteht und in einer 0,8 m tiefen sowie 0,3 bis 0,6 m breiten Künette verlegt 
wird, wobei in einem Abstand von ungefähr 25-30 cm über den genannten 
Leitungsinfrastrukturen Warnbänder angebracht werden, und 

§ an der Unterseite der oben genannten Brücke (im Bereich der links- oder rechtsseitigen 
Holzausladungen) nach Wahl der Antragstellerin entweder

̶ aus einer 10 cm hohen und 20 cm breiten Kabeltasse samt darin eingebrachtem 
Stromkabel (wie oben spezifiziert) sowie LWL-Leerrohr (wie oben spezifiziert) respektive 
LWL-Verkabelung oder
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̶ aus einem Rohr mit einem Außendurchmesser von 100 oder 150 mm samt darin 
eingebrachtem Stromkabel (wie weiter oben spezifiziert) sowie LWL-Rohr respektive LWL-
Verkabelung 

besteht (ON 1, ON 4, unstrittig). 

3 Beweiswürdigung 

Die Feststellungen ergeben sich aus den jeweils in Klammern angeführten unbedenklichen und 
nachvollziehbaren Beweismitteln bzw sind amtsbekannt oder iSd § 78 Abs 2 TKG 2021 unbestritten. 

4 Rechtliche Beurteilung 

4.1 Gesetzliche Regelungen 

§ 4 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„51. ‚Kommunikationslinie’ unter- oder oberirdisch geführte Übertragungswege 
(Kommunikationsanlagen) einschließlich deren Zubehör wie Schalt-, Verstärker- oder 
Verzweigungseinrichtungen, Stromzuführungen, Verkabelungen in Gebäuden, Masten, Antennen, 
Türme und andere Trägerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Kabelschächte, Einstiegsschächte 
und Verteilerkästen;“ 

§ 51 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„(1) Leitungsrechte umfassen unbeschadet der nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu 
erfüllenden Verpflichtungen das Recht 

1. zur Errichtung und Erhaltung von Kommunikationslinien mit Ausnahme der Errichtung von 
Antennentragemasten, 

2.zur Errichtung und Erhaltung von Leitungsstützpunkten, Vermittlungseinrichtungen und sonstigen 
Leitungsobjekten oder anderem Zubehör, 

[...] 

4. zum Betrieb, der Erweiterung und Erneuerung der unter Z 1, 2, 3 und 5 angeführten Anlagen, 
sofern dies ohne dauerhaften physischen Eingriff erfolgt, 

[...]“ 

§ 54 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„(1) Bereitsteller eines Kommunikationsnetzes sind berechtigt, Leitungsrechte nach § 51 Abs. 1 an 
öffentlichem Gut, wie Straßen, Fußwegen oder öffentlichen Plätzen und dem darüber liegenden 
Luftraum, unentgeltlich und ohne gesonderte Bewilligung nach diesem Gesetz in Anspruch zu 
nehmen. 
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[…] 

(3) Werden Leitungsrechte nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der 
Leitungsberechtigte dem Verwalter des öffentlichen Gutes das beabsichtigte Vorhaben unter 
Beigabe einer Planskizze schriftlich und nachweislich bekannt zu geben. Hat der Verwalter des 
öffentlichen Gutes gegen das Vorhaben Einwendungen, so hat er diese dem Leitungsberechtigten 
binnen vier Wochen nach Einlangen der Verständigung schriftlich die Gründe darzulegen und einen 
Alternativvorschlag zu unterbreiten, widrigenfalls das Leitungsrecht im bekannt gemachten Umfang 
entsteht. 

(4) Werden Einwendungen erhoben und kommt zwischen dem Leitungsberechtigten und dem 
Verwalter des öffentlichen Gutes binnen einer Frist von vier Wochen ab der Bekanntmachung des 
Vorhabens nach Abs. 3 keine Vereinbarung über die Ausübung des Leitungsrechts zustande, kann 
jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehörde beantragen. Ebenso kann jeder der 
Beteiligten bei der Regulierungsbehörde die Feststellung beantragen, ob und in welchem Umfang 
ein Leitungsrecht gemäß Abs. 1 und Abs. 3 besteht.“ 

§ 78 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„(1) Wird ein Antrag nach §§ 52 bis 75 an die Regulierungsbehörde gerichtet, ist ein 
Streitschlichtungsverfahren durchzuführen, sofern nicht alle Verfahrensparteien auf die 
Durchführung dieses Verfahrens ausdrücklich verzichten. Wird binnen vier Wochen eine 
einvernehmliche Lösung herbeigeführt, ist das Verfahren bei der Regulierungsbehörde einzustellen. 

(2) Wird keine einvernehmliche Lösung gemäß Abs. 1 hergestellt, hat die Regulierungsbehörde dem 
Antragsgegner unverzüglich nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 schriftlich und nachweislich die 
Gelegenheit zu geben, binnen zweier Wochen Vorbringen zum Antrag zu erstatten, Beweismittel 
vorzulegen und Anträge zu stellen. Auf begründeten Antrag kann die Regulierungsbehörde diese 
Frist erforderlichenfalls um längstens weitere zwei Wochen verlängern. In ihrer Entscheidung hat die 
Regulierungsbehörde nur fristgerechtes Vorbringen sowie fristgerechte Beweismittel und Anträge 
zu berücksichtigen. Auf diese Rechtsfolge ist in der Aufforderung zur Stellungnahme ausdrücklich 
hinzuweisen. 

[...]“  

§ 194 TKG 2021, BGBl I 2021/190 idgF, lautet auszugsweise: 

„(1) Die RTR-GmbH hat sämtliche Aufgaben, die durch dieses Bundesgesetz und durch die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen der Regulierungsbehörde übertragen sind, 
wahrzunehmen, sofern hiefür nicht die Telekom-Control-Kommission oder die KommAustria 
zuständig ist. 

[…]“ 

4.2 Zuständigkeit der RTR-GmbH 

Gemäß §§ 194 Abs 1 TKG 2021 ist die RTR-GmbH in Verfahren über Anträge betreffend 
Leitungsrechte nach §§ 51, 54 und 78 TKG 2021 zur Entscheidung zuständig.  
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4.3 Öffentliches Gut

Den Feststellungen entsprechend dienen die anordnungsgegenständlichen Grundstücke sowie 
Brückenanlage – allesamt im Alleineigentum der Marktgemeinde – dem 
Gemeingebrauch, da sie nach dem nach außen hin manifestierten Willen der Gemeinde 
(Straßeneröffnung) von jedermann unter den gleichen Voraussetzungen, wie zB der Befahrbarkeit 
mit bestimmten Kraftfahrzeugen oder in einer bestimmten Richtung und dgl, genutzt werden 
können (vgl auch VwGH 27.06.2017, Ro 2014/05/0020). Insofern stellen die beiden Grundstücke 
und die Brückenanlage öffentliches Gut dar. Die Antragsgegnerin übt die Sachherrschaft über diese 
Objekte aus und ist verfügungsbefugt; sie ist sohin jedenfalls Verwalterin des öffentlichen Gutes iSd 
§ 54 Abs 3 TKG 2021.

4.4 Nachfrage und Antrag

Wie festgestellt, verständigte die Antragstellerin die Antragsgegnerin als Verwalterin ihres 
öffentlichen Gutes unter Beilage einer Planskizze über die Inanspruchnahme eines Leitungsrechts 
mit dem im Spruch ersichtlichen Inhalt. Die Voraussetzung einer Nachfrage wenigstens vier 
Wochen vor Antragstellung (18.06.2023) gemäß § 54 Abs 3 TKG 2021 ist daher erfüllt.

4.5 Feststellung des Bestehens eines Leitungsrecht
Wie festgestellt, erstattete die Antragsgegnerin als Verwalterin der gegenständlichen Grundstücke 
und Brückenanlage innerhalb der Vierwochenfrist des § 54 Abs 3 Satz 2 TKG 2021 keine 
schriftlichen Alternativvorschläge respektive schriftliche Stellungnahme, sodass das Leitungsrecht 
an sich – dh die Benützung der in der am 18.06.2023 der Antragsgegnerin zugegangenen Lageplan- 
Skizze dargestellten öffentlichen Güter der Antragsgegnerin zur Verlegung sowie weiteren 
Bearbeitung (Erhaltung, Erweiterung, …) von Leitungen im dort eingezeichneten Verlauf – nach der 
zitierten Bestimmung bereits am 17.07.2023 ex lege entstanden ist. 

Aus dem im verfahrenseinleitenden Antrag (ON 1, Seite 2) formulierten Begehren, „die 
Regulierungsbehörde möge gem. § 54 Absatz 4 TKG 2021 bescheidmäßig entscheiden und der 
Antragstellerin ein folgendermaßen ausgestaltetes Leitungsrecht einräumen“, dem einige von der 
Antragstellerin für angebracht und notwendig befundene Vertragsklauseln nachgestellt sind, geht 
unzweifelhaft die mit dem Antrag verfolgte Absicht und der Erklärungswille der Antragstellerin 
hervor (zur Antragsauslegung siehe zB VwGH vom 29.7.2010, 2009/15/0152). Der Antrag zielt auf 
eine behördliche Bestätigung (Feststellung) und zusätzlich auf eine anstelle eines (nicht zustande 
gekommenen) Vertrages zu treffende Regelung der organisatorischen, haftungsrechtlichen, 
leitungs(-rohr)technischen Modalitäten des schon (ex lege) erwirkten Leitungsrechts ab.

4.6 Inhalt der vertragsersetzenden Anordnung

Die Antragstellerin begehrte – eindeutig in ON 1, Seite 2 und 3 erkennbar – nicht nur die 
Bestätigung, dass ihr ein Leitungsrecht iSd § 54 Abs 1 TKG 2021 zukommt, sondern gleichfalls die 
nähere Ausgestaltung des leitungsrechtlichen Benützungsverhältnisses. Die angeordneten 
vertragsersetzenden Detailregelungen sind erforderlich, um die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
der Parteien in einer Weise zu regeln, dass der vom Verwaltungsgerichtshof geforderte faire 
Ausgleich der Interessen der Verfahrensparteien sichergestellt wird. Die RTR-GmbH erachtet diese 
Regelungen als angemessen. Eine Wertminderungs-Abgeltung für die Inanspruchnahme 
öffentlichen Guts ist in § 54 TKG 2021 nicht vorgesehen, weswegen kein Entgelt anzuordnen war.
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Bei der Forderung, die Leitung ins benachbarte oder nahegelegene öffentliche Gut zu verlegen 
(ON 7), wird übersehen, dass § 54 TKG 2021 eine Berücksichtigung von denkbaren Alternativen zur 
nachgefragten Route, mit der andere Liegenschaften oder gar andere Gemeinden belastet werden, 
nicht vorsieht. Selbst wenn alternative Routenführungen gegebenenfalls mit weniger Aufwand 
verbunden wären, überlässt das TKG 2021 die Entscheidung über die angestrebte Streckenführung 
(die Netzplanung) dem Leitungsberechtigten. 

Festzuhalten ist abschließend, dass das  Leitungsrecht „unbeschadet der nach 
sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu erfüllenden Verpflichtungen“ lediglich das zivilrechtliche (bzw 
telekommunikationsrechtliche) Rechtsverhältnis der Parteien betrifft. Nach anderen 
Rechtsmaterien gegebenenfalls erforderliche verwaltungsrechtliche Bewilligungen, zB nach Bau- 
sowie Naturschutzvorschriften, StVO, oÄ, sind zusätzlich einzuholen. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
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IV. Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid steht den Parteien dieses Verfahrens gemäß § 200 Abs 7 TKG 2021 das 
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (§ 9 VwGVG, BGBl I 2013/33 idgF) 
offen, wobei vor Einbringung der Beschwerde eine Eingabegebühr in der Höhe von 30 Euro unter 
Angabe des Verwendungszwecks an das Finanzamt Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten, 
zu entrichten und die Entrichtung der Gebühr bei Einbringung der Beschwerde nachzuweisen sind 
(BuLVwG-EGebV, BGBl II 2014/387 idgF). Die Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustellung 
dieses Bescheides bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, einzubringen.

Wien, am 11.12.2023 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH

Dr. Klaus M. Steinmaurer, MBA 
Geschäftsführer Fachbereich Telekom und Post




